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Tenor:

Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Detmold vom 11. Juli
2002 wird geändert. Die Beklagte wird unter Aufhebung ihrer
Bescheide vom 17. November 1999 und 27. Dezember 1999 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. April 2000
verpflichtet, die Klägerin unter Beachtung der Rechtsauffassung
des Gerichts erneut zu bescheiden. Die Beklagte trägt die Hälfte
der außergerichtlichen Kosten der Klägerin in beiden
Rechtszügen. Die Revision wird nicht zugelassen.

 
Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte der Klägerin einen Zuschuss für den Einbau
eines hydraulischen Personenaufzugs gewähren muss.

Die im ... 1923 geborene Klägerin leidet an einer erheblichen Gehbehinderung bei Morbus
Parkinson, einer (zurückgebildeten) Halbseitenlähmung links mit Funktionsausfall der linken
Hand bei Zustand nach Schlaganfall, einer Harninkontinenz sowie an Depressionen und einer
Halluzinose. Gemeinsam mit ihrem Ehemann bewohnt sie eine 120 qm große Wohnung im 1.
Stock eines Zweifamilienhauses. Die Wohnung, die ursprünglich nur über eine gewendelte
Treppe mit 18 Stufen erreichbar war, verfügt seit 1999 über einen 4-Personen-Fahrstuhl.
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Seit dem 22. August 1998 erhält die Klägerin Leistungen der Pflegestufe II (Bescheid vom 18.
August 1998). In seinem Erstgutachten vom 08. Juli 1998 zur Feststellung der
Pflegebedürftigkeit hielt der MDK-Arzt Dr. D ... fest, dass sich die Klägerin unter Aufsicht im
Gehwagen auf kurzen Strecken fortbewegen könne. Aufgrund des sehr unsicheren
Gangbildes müsse die Klägerin beim Gehen 10 Minuten täglich unterstützt werden. In ihrem
MDK-Folge gutachten vom 22. Februar 1999 beschrieb die Pflegefachkraft B ..., dass die
Klägerin im Rollstuhl geschoben werden müsse.

Beide Gutachter hielten keine technischen Hilfen oder baulichen Maßnahmen zur Anpassung
des Wohnumfeldes für erforderlich. Auch die Caritaspflegestation in B ... empfahl nach ihrem
(halbjährlichen) Pflegeeinsatz am 02. Juli 1999 keine Maßnahmen zur Verbesserung des
individuellen Wohnumfeldes.

Am 08. November 1999 übersandte die Klägerin der Beklagten Kostenvoranschläge der Fa.
T ... Aufzüge GmbH & Co. KG vom 21. August 1997 sowie der Fa. L ... Fördertechnik GmbH
aus W ... vom 08. September 1997 über die Montage eines hydraulischen Personenaufzugs.

Mit Bescheiden vom 17. November 1999 und 27. Dezember 1999 lehnte die Beklagte eine
Kostenbeteiligung ab, weil der MDK die Umbau maßnahme nicht befürwortet habe und
Personenaufzüge weder im Hilfsmittelkatalog der Pflegeversicherung noch der gesetzlichen
Krankenversicherung aufgeführt seien.

Gegen diese Entscheidungen erhob die Klägerin am 09. Dezember 1999 und 11. Januar
2000 Widerspruch und führte zur Begründung aus, dass der Fahrstuhl ihren
Bewegungshorizont auf mehr als das Schlaf- und Wohnzimmer erweitere, was sich auf ihr
depressives Stimmungsfeld positiv auswirke. Seit dem Einbau des Aufzuges sei sie wieder in
der Lage, das Haus selbständig und ohne Sturzgefahr zu verlassen. Der Fahrstuhl
gewährleiste ihr einen sozialen Umgang, steigere die Lebensqualität und eröffne ihr z.B. die
Möglichkeit, Bekannte zu besuchen und Bekleidung einzukaufen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 12. April 2000 wies die Beklagte den Widerspruch ohne
Ermessenserwägungen zurück: Durch den Einbau des Personenaufzuges sei eine
Erleichterung der Selbständigkeit nicht feststellbar, weil die Klägerin beim Verlassen und
Wiederaufsuchen der Wohnung ohnehin auf eine Begleitperson angewiesen sei. Sämtliche
Behördengänge erledige ihr Sohn; die ärztliche Versorgung erfolge durch Hausbesuche.

Dagegen hat die Klägerin am 11. Mai 2000 Klage vor dem Sozialgericht Detmold (SG) Klage
erhoben und geltend gemacht, dass die Zuschusszahlung nicht abgelehnt werden dürfte, weil
Aufzüge "in irgendwelchen Katalogen" nicht erwähnt würden. Außerdem müsse sie einmal
wöchentlich Facharztpraxen aufsuchen und hierfür ihre Wohnung verlassen. Zudem habe ihr
der Hausarzt dringend angeraten, täglich außer Haus spazieren zu gehen (Attest der
Allgemeinmediziner Drs. F ... aus F ... vom 29. März 2001). Der Einbau eines Aufzuges lasse
sich genauso rechtfertigen wie die Montage eines Treppenlifts.

Die Beklagte ließ die Klägerin während des Klageverfahrens durch die MDK-Ärztin K ...
erneut untersuchen. Diese gab in ihrem Gutachten vom 29. Mai 2001 an, dass die Klägerin in
ihrer Wohnung unter Führung kurze Strecken laufen könne. Bei gutem Wetter gehe sie
draußen unter Aufsicht (ca. 15 bis 20 Minuten) am Rollator spazieren. Eine Fortbewegung in
der Wohnung sei mit dem Rollstuhl möglich. Das tägliche Verlassen des Hauses mit Hilfe des
Aufzugs zum Spaziergang diene der besseren Lebensqualität. Als Pflege hilfsmittel sei der
Aufzug nicht anzusehen.
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Mit Gerichtsbescheid vom 11. Juli 2002 hat das SG die Klage abgewiesen: Ob eine
Maßnahme erforderlich sei, um der Pflegebedürftigen eine selbständige Lebensführung zu
ermöglichen, richte sich nicht nach ihren individuellen Bedürfnissen und
Lebensgewohnheiten. Entscheidend sei vielmehr nur ein üblicher und durchschnittlicher
Wohnstandard, wie sich aus dem Wirtschaftlichkeitsgebot der §§ 4 Abs. 3, 29 Abs. 1 des
Elften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB XI) ergebe. Die Ausstattung eines Wohnhauses
mit einem Personenaufzug entspreche jedoch nicht dem üblichen und durchschnittlichen
Wohnungsstandard, so dass dafür keine Mittel der Solidargemeinschaft in Anspruch
genommen werden könnten. Außerdem benötige die Klägerin nach den Feststellungen der
MDK- Gutachter beim Verlassen und Wiederaufsuchen der Wohnung die Hilfe einer
Begleitperson, weil sie nicht mehr selbständig gehen könne. Deshalb sei durch den Einbau
eines Personenaufzuges keine selbständigere Lebensführung der Klägerin erreicht worden.

Nach Zustellung am 24. Juli 2002 hat die Klägerin hiergegen am 23. August 2002 Berufung
eingelegt: Das SG habe nicht ausreichend beachtet, dass wohnumfeldverbessernde
Maßnahmen zu keiner völlig selbständigen, sondern nur zu einer selbständigeren
Lebensführung beitragen müssten. Dieses Ziel sei mit dem Einbau des Aufzugs er reicht
worden. Denn ohne ihn wäre sie gezwungen gewesen, in eine ebenerdige Wohnung
umzuziehen. Der Einbau des Aufzugs weiche auch nicht von dem üblichen und
durchschnittlichen Wohnungsstandard ab. Denn in Häusern, in denen gehbehinderte
Menschen wohnten, gehöre ein entsprechender Aufzug sehr wohl zum Standard. Der
Maßstab des üblichen und durchschnittlichen Wohnungsstandards sei daher immer auch
unter Berücksichtigung der jeweiligen Erkrankung zu betrachten, und es sei zu
berücksichtigen, wie eine vergleichbare Gruppe von Menschen mit gleicher Krankheit
üblicherweise und im Durchschnitt lebe. Darüber hinaus sei unter
Gleichbehandlungsgesichtspunkten unverständlich, warum ein Treppenlift, nicht je doch ein
Aufzug bezuschusst werden könne. Die Ablehnung einer Kostenbeteiligung sei deshalb
ermessensfehlerhaft.

Die Klägerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Detmold vom 11. Juli 2002 zu ändern und die
Beklagte unter Aufhebung ihrer Bescheide vom 17. November 1999 und 27. Dezember 1999
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12. April 2000 zu verpflichten, sie unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu bescheiden.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.Sie hält die erstinstanzliche Entscheidung für zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte und der Verwaltungsakte (Az.: ...) verwiesen. Beide Akten waren Gegenstand
der mündlichen Verhandlung.

Entscheidungsgründe:

Die Berufung ist begründet.

Das Sozialgericht hat die Klage zu Unrecht abgewiesen. Denn die Klägerin ist durch die
angefochtenen Bescheide beschwert (§ 54 Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)), weil
sie rechtswidrig sind, soweit sie ihr einen Zuschuss für den Einbau des hydraulischen
Personenaufzugs dem Grunde nach versagen.
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Der Anspruch richtet sich nach § 40 Abs. 4 SGB XI. Nach dieser Vorschrift können die
Pflegekassen subsidiär finanzielle Zuschüsse für Maßnahmen zur Verbesserung des
individuellen Wohnumfeldes des Pflegebedürftigen gewähren, beispielsweise für technische
Hilfen im Haushalt, wenn dadurch im Einzelfall die häusliche Pflege ermöglicht oder erheblich
erleichtert oder eine möglichst selbständige Lebensführung des Pflegebedürftigen
wiederherge stellt wird (Satz 1). Die Höhe der Zuschüsse ist unter Berücksichtigung der
Kosten der Maßnahme sowie eines angemessenen Eigenanteils in Abhängigkeit vom
Einkommen des Pflegebedürftigen zu bemessen (Satz 2). Die Zuschüsse dürfen einen
Betrag in Höhe von 5.000 DM (seit 01. Januar 2002: 2.557 Euro) je Maßnahme nicht
übersteigen (Satz 3).

Ein vorrangiger Anspruch zu Lasten anderer Leistungsträger kommt nicht in Betracht.
Bezüglich der gesetzlichen Krankenversicherung hat das Bundessozialgericht (BSG) bereits
entschieden, dass technische Hilfen, die fest mit einem Gebäude verbunden sind, oder sonst
der Anpassung des individuellen Umfeldes an die Bedürfnisse des Behinderten dienen, keine
Hilfsmittel i.S.d. § 33 Abs. 1 SGB V sind (BSG, Urteil vom 06. August 1998 - B 3 KR 14/97 R,
SozR 3-2500 § 33 Nr. 30). Zu den technischen Hilfsmitteln nach § 40 Abs. 3 SGB XI zählen
keine Umbaumaßnahmen in der Wohnung oder der dauerhafte Einbau von Geräten, die ein
weitgehend selbständiges Wohnen des Behinderten ermöglichen sollen; genauso wie im
Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung ist die Abgrenzung auch hier nach
beweglichen und fest eingebauten Gegenständen zu treffen (BSG, Urteil vom 28. Juni 2001 -
B 3 P 3/00 R, SozR 3-3300 § 40 Nr. 6). Die Fürsorgeleistungen nach dem
Bundessozialhilfegesetz sind gem. § 13 Abs. 3 SGB XI nachrangig.

Bei dem Personenaufzug handelt es sich um eine Maßnahme zur Verbesserung des
individuellen Wohnumfeldes. Dieser unbestimmte Rechtsbegriff ist durch die Gerichte in
vollem Umfang überprüfbar (BSG, Urteil vom 30. Oktober 2001 - B 3 P 3/01 R, SozR 3-3300
§ 40 Nr. 8). Auch der von den Spitzenverbänden der Krankenkassen aufgestellte Katalog
möglicher wohnumfeldverbessernder Maßnahmen - der Treppenlifte, nicht aber
Personenaufzüge erwähnt (vgl. Ziffer 8.2 Abs. 1, 1. Spiegelstrich des Gemeinsamen
Rundschreibens der Spitzenverbände der Krankenkassen zu den leistungsrechtlichen
Vorschriften des Pflege-Versicherungsgesetzes vom 28. Oktober 1996) - bindet die Gerichte
nicht. Denn es handelt sich dabei nur um Erläuterungen des Gesetzes, die sich an die
Mitglieder der Spitzenverbände richten, und damit nicht um Rechtsnormen, die nach außen
wirken (BSG SozR 3-3300 § 40 Nr. 6). Das SGB XI definiert den Begriff der Maßnahme zur
Verbesserung des individuellen Wohnumfeldes nicht. Er wird lediglich mit einem Beispiel
umschrieben, nämlich mit "technischen Hilfen im Haus halt". Nach der Gesetzesbegründung
(BT-Drs. 12/5262, S. 114 zu § 36 Abs. 4 des Entwurfs) werden aber auch
"Umbaumaßnahmen" er fasst, wie z.B. die Verbreiterung von Türen, der Einbau einer Dusche
oder eines Treppenliftes. Alle diese Maßnahmen bezwecken, den Versicherten ein möglichst
selbständiges und selbstbestimmtes Leben außerhalb von Heimen zu ermöglichen (§§ 2, 3
SGB IX; LSG NRW, Urteil vom 13. Dezember 1999, Az.: L 16 P 18/98). Da der
Personenaufzug der gehbehinderten Klägerin ermöglicht, ihre Wohnung selbständig zu
verlassen, handelt es sich um eine wohnumfeldverbessernde Maßnahme, zumal das
Treppensteigen sowie das Verlassen und Wiederaufsuchen der Wohnung zu den in § 14
Abs. 4 SGB XI genannten Verrichtungen der Grundpflege (Nr. 3) bzw. der
hauswirtschaftlichen Versorgung (Nr. 4) gehört.

Unerheblich ist, dass der Einbau eines 4-Personen-Aufzuges in ein Zweifamilienhaus
keinesfalls zum üblichen und durchschnittlichen Wohnungsstandard gehört, worauf die
Beklagte und das SG zu Recht hingewiesen haben.
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Mit dem Erfordernis, dass die wohnumfeldverbessernde Maßnahme den üblichen und
durchschnittlichen Wohnungsstandard nicht übersteigen darf, stellt das BSG heraus, dass die
Kosten der allgemeinen Lebenshaltung nicht von den Pflegekassen zu übernehmen sind.
Des halb können Maßnahmen zur Verbesserung der Wohnung nicht bezu schusst werden,
wenn sie allein dazu dienen, einen ordnungsgemäßen baulichen Zustand der Wohnung oder
einen höheren Wohnstandard zu erreichen (BSG SozR 3-3300 § 40 Nr. 6). Das BSG hat des
halb etwa die Ausstattung aller ebenerdigen Zimmer eines Hauses mit Rollladen, Jalousien
oder Fensterläden zum Zwecke des Ein bruchschutzes als nicht zuschussfähig angesehen,
weil derartige Vorrichtungen nicht zu Standardausrüstung von Häusern bzw. Wohnungen
zählten, sondern je nach dem unterschiedlich ausgeprägten Sicherungsbedürfnis der
Bewohner angebracht würden (Urteil vom 03. November 1999 - Az.: 3 P 3/99 R, SozR 3-
3300 § 40 Nr. 1). Der Wunsch nach Einbau eines Personenaufzugs in ein Zweifamilien haus
ist aber nicht - wie etwa der Einbruchschutz - in der (gesunden) Wohnbevölkerung ebenso
vorhanden, sondern beruhte im Fall der Klägerin gerade auf der Parkinson-Erkrankung, die
die Pflege bedürftigkeit ausgelöst hat. Die Klägerin kann nur deshalb (lang fristig) in ihrer
Wohnung verbleiben und sich ein Mindestmaß an freier Mobilität bewahren, weil ihr der
Aufzug ermöglicht, die Wohnung (etwa zu Facharztbesuchen, Spaziergängen etc.) zu
verlassen und wieder aufzusuchen. Eine Beschränkung auf den üblichen Wohnungsstandard
bei solchen, gerade durch die Pflegebedürftigkeit bedingten besonderen Bedürfnissen, würde
regelmäßig zu einem Ausschluss von Fördermaßnahmen nach § 40 Abs. 4 SGB XI führen,
weil diese (behinderungsbedingten) Vorrichtungen typischerweise nicht zur
Standardausrüstung von Häusern und Wohnungen gehören. Damit würde das
gesetzgeberische Ziel konterkariert, auch durch die Förderung von Maßnahmen zur
Verbesserung des Wohnumfeldes zu gewährleisten, dass die Pflegebedürftigen möglichst
lange in ihrer häuslichen Umgebung bleiben können.

Dem Anspruch der Klägerin auf Gewährung eines Zuschusses steht auch nicht entgegen,
dass der Einbau des 4-Personen-Aufzugs kostspielig war und als "luxuriös" bezeichnet
werden kann. Denn der Gedanke, dass die Solidargemeinschaft aus Wirtschaftlichkeits
gründen keine luxuriösen Ausstattungen finanzieren darf, ist nicht bereits auf Tatbestands-
sondern erst auf Ermessensebene zu berücksichtigen. Auf der Tatbestandsseite ist nur zu
prüfen, "ob" die Maßnahme zuschussfähig ist, während auf Ermessensseite bestimmt werden
muss, in welcher (konkreten) Ausführung die Maßnahme gefördert werden kann. Dabei hat
die Beklagte gem. § 40 Abs. 3 Satz 2 SGB XI einen "angemessener Eigenanteil" des
Versicherten zu berücksichtigen. Einen ähnlichen Rechtsgedanken enthält der
(neugeschaffene) § 31 Abs. 3 SGB IX, wonach Leistungsempfänger die Mehrkosten selbst
tragen, wenn sie ein geeignetes Hilfsmittel in einer aufwendigeren Ausführung als notwendig
wählen.

Der Aufzug führt auch zu einer erheblichen Erleichterung der häuslichen Pflege. Sie wird
"erleichtert", wenn die Maßnahme den Pflegebedürftigen oder die Pflegeperson vor
Überforderung schützt (Vogel in: Lehr- und Praxiskommentar SGB XI, 1998, § 40 Rn. 18;
Udsching, a.a.O.).

Ohne den Aufzug müsste die Klägerin zum Verlassen und Wiederaufsuchen der Wohnung
über eine gewendelte Treppe mit 18 Stufen getragen oder geführt werden. Es ist
offensichtlich, dass das Heben und Tragen der ca. 50 kg schweren Klägerin über eine
Wendeltreppe zu einer Überforderung der Pflegeperson führen kann, so dass der eingebaute
Aufzug eine Erleichterung der häuslichen Pflege darstellt. Diese Erleichterung ist auch
"erheblich". Mit dieser Zusatzvoraussetzung drückt der Gesetzgeber aus, dass nicht jede
Maßnahme berücksichtigt werden soll, die der Pflege zuzurechnen ist (BSG, Urteil vom 26.
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April 2001 - Az.: B 3 P 15/00 R, SozR 3-3300 § 40 Nr. 4). Um die solidarisch finanzierte
Pflegeversicherung nicht zu überfordern, muss die Erleichterung, die durch die Maßnahme
eintritt, deutlich erkennbar sein (BSG, a.a.O.). Dies ist nach Ansicht des Senats evident,
soweit ein Tragen der Klägerin vermieden wird. Aber auch das Führen der gehbehinderten
Klägerin über eine Wendeltreppe ist sowohl für sie als auch für die Pflegeperson mit
erheblichen Unfallgefahren verbunden, so dass auch aus diesem Gesichtspunkt von einer
erheblichen Erleichterung der häuslichen Pflege auszugehen ist.

Der Fahrstuhl stellt schließlich auch eine möglichst selbständige Lebensführung der Klägerin
wieder her. Eine selbständigere Lebensführung wird möglich, wenn die Maßnahme die
Abhängigkeit des Pflegebedürftigen von fremder Hilfe verringert (BSG, Urteil vom 30. Oktober
2001 - Az.: B 3 P 3/01 R, SozR 3-3300 § 40 Nr. 8; Vogel, a.a.O.; Udsching, a.a.O.).

Selbst wenn die Klägerin bei der Benutzung des Aufzugs begleitet werden muss, ist sie doch
unabhängiger von Pflegepersonen, als wenn sie auf der Wendeltreppe aktiv geführt oder gar
getragen werden müsste. Insofern stellt der Aufzug bei der Verrichtung "Treppensteigen"
sowie dem "Verlassen und Wiederaufsuchen der Wohnung" eine möglichst selbständige
Lebensführung wieder her. Auch die hauswirtschaftliche Versorgung wird ihr in Teilbereichen
(z.B. beim Einkauf) wieder selbständiger möglich.

Nach § 40 Abs. 4 Satz 1 SGB XI ("können") steht die Gewährung finanzieller Zuschüsse im
(pflichtgemäßen) Ermessen der Beklagten. Sie hat ihr Ermessen bislang nicht ausgeübt; eine
Ermessensschrumpfung auf Null liegt keinesfalls vor.

Nach § 40 Abs. 4 Satz 2 SGB XI ist die Höhe des Zuschusses in Ab hängigkeit von dem
Einkommen des Pflegebedürftigen und den Kosten der Maßnahme sowie eines
angemessenen Eigenanteils zu bemessen. Da die Beklagte bislang keine Ermittlungen zum
Einkommen der Klä gerin sowie zu den Kosten der Maßnahme und deshalb auch keine Er
messenserwägungen angestellt hat, ist nur ein Bescheidungsurteil möglich (§§ 54 Abs. 2
Satz 2, 131 Abs. 3 SGG).

Die Kostenentscheidung folgt aus den §§ 183, 193 SGG und berück sichtigt, dass die
Beklagte nur zur erneuten Bescheidung der Klä gerin verurteilt worden ist.

Der Senat hat die Revision nicht zugelassen, weil die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür
nicht gegeben sind (§ 160 Abs. 2 SGG).
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